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Neue  Destatis-Zahlen  zeigen
wachsende Not bei Familien –
Kinderhilfswerk  und
Kinderschutzbund  drängen  auf
Reformen
Die  Armut  in  Deutschland  nimmt  weiter  zu  –  und  besonders
Kinder und Familien spüren die Folgen mit voller Wucht. Wie
das  Statistische  Bundesamt  (Destatis)  in  seiner
Pressemitteilung Nr. 039 vom 3. Februar 2026 berichtet, hatten
zuletzt rund 13,3 Millionen Menschen ein Einkommen unterhalb
der  Armutsgefährdungsgrenze.  Damit  gelten  16,1  Prozent  der
Bevölkerung als armutsgefährdet. Im Vergleich zum Vorjahr ist
die Quote erneut gestiegen.

Für viele Kinder bedeutet das: Aufwachsen mit Verzicht. Armut
zeigt sich nicht nur im Geldbeutel der Eltern, sondern im
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Alltag  der  Jüngsten  –  wenn  das  warme  Mittagessen  fehlt,
Klassenfahrten  unbezahlbar  werden  oder  der  Sportverein  zu
teuer  ist.  Kinderarmut  ist  damit  weit  mehr  als  ein
statistischer Wert: Sie entscheidet über Bildung, Gesundheit
und Zukunftschancen.

Alleinerziehende Familien besonders
häufig in Armut
Ein besonders hohes Risiko tragen laut Destatis vor allem
Alleinerziehende.  Fast  28,7  Prozent  der  Menschen  in
Alleinerziehenden-Haushalten leben unterhalb der Armutsgrenze.
Damit gehört diese Gruppe zu den am stärksten betroffenen
Teilen der Gesellschaft.

Gerade für Kinder, die mit nur einem Elternteil aufwachsen,
ist die Belastung enorm: Wenn Einkommen und Zeit fehlen, wird
Teilhabe  schnell  zum  Luxus.  Viele  Familien  geraten  trotz
großer  Anstrengung  in  einen  Kreislauf  aus  finanzieller
Unsicherheit und sozialer Ausgrenzung.

Auch  Arbeitslosigkeit  verschärft  das  Problem  deutlich.  Bei
Erwerbslosen liegt die Armutsgefährdungsquote bei dramatischen
64,9 Prozent. Doch selbst Nichterwerbstätige insgesamt sind
mit über einem Drittel überdurchschnittlich gefährdet.

Armutsgrenze bei Familien schneller
erreicht als viele denken
Die EU definiert Armutsgefährdung als ein Einkommen unterhalb
von  60  Prozent  des  mittleren  Einkommens.  2025  lag  diese
Schwelle für einen Haushalt mit zwei Erwachsenen und zwei
Kindern unter 14 Jahren bereits bei 3.036 Euro netto im Monat.

Damit wird deutlich: Armut betrifft längst nicht nur Menschen
ohne  Arbeit.  Auch  Familien  mit  geringem  oder  mittlerem



Einkommen  können  durch  steigende  Mieten,  Energiepreise  und
Lebenshaltungskosten schnell in prekäre Situationen geraten.

Noch  umfassender  wird  die  Lage  beim  Blick  auf
gesellschaftliche Teilhabe. Insgesamt sind in Deutschland 21,2
Prozent der Bevölkerung – rund 17,6 Millionen Menschen – von
Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht.

Kinderarmut: Mehr als jedes fünfte
Kind betroffen
Auch wenn Destatis in der aktuellen Pressemitteilung keine
gesonderte  Quote  für  Minderjährige  ausweist,  zeigen  andere
Auswertungen  der  EU-SILC-Daten  seit  Jahren,  dass  Kinder
überdurchschnittlich  häufig  armutsgefährdet  sind.  In
Deutschland gilt inzwischen mehr als jedes fünfte Kind als
armutsgefährdet – das entspricht rund 2,8 bis 3 Millionen
Kindern und Jugendlichen unter 18 Jahren.

Kinderarmut  bedeutet  dabei  nicht  nur  ein  geringes
Familieneinkommen, sondern vor allem eingeschränkte Chancen:
Viele betroffene Kinder wachsen mit Verzicht auf, können an
Klassenfahrten,  Sportangeboten  oder  kulturellen  Aktivitäten
nicht  teilnehmen  und  erleben  früh  soziale  Ausgrenzung.
Hilfsorganisationen  warnen  deshalb  vor  einer  dauerhaften
Spaltung der Gesellschaft, wenn Kinderarmut nicht entschlossen
bekämpft wird.

Deutsches  Kinderhilfswerk:
„Kinderarmut endlich zur Chefsache
machen“
Das Deutsche Kinderhilfswerk reagiert mit scharfer Kritik auf
die  neuen  Zahlen.  Bundesgeschäftsführer  Holger  Hofmann
erklärt,  dass  die  bisherigen  sozialpolitischen  Maßnahmen



offensichtlich nicht ausreichen.

„Kein Kind zurücklassen bedeutet, allen Kindern ein gutes und
gesundes Aufwachsen zu ermöglichen – unabhängig von Herkunft
und  Wohnort“,  so  Hofmann.  Nötig  sei  eine  eigenständige
finanzielle  Absicherung  von  Kindern,  kombiniert  mit  einer
besseren Bildungs- und Teilhabeinfrastruktur.

Besonders  alarmierend:  In  vielen  Einrichtungen  gehe  es
inzwischen nicht mehr um Freizeit oder Förderung, sondern um
Grundversorgung. Hofmann verweist darauf, dass bereits rund 30
Prozent  der  Tafelkundschaft  Kinder  sind  –  ein  deutliches
Zeichen für die wachsende Not.

Auch  der  Kinderschutzbund  fordert
eine  Kindergrundsicherung  und
bessere Teilhabe
Auch der Deutsche Kinderschutzbund warnt seit Jahren vor einer
Verfestigung der Kinderarmut und fordert konsequente Reformen.
Der  Verband  drängt  ebenso  auf  eine  wirksame
Kindergrundsicherung,  die  armutsbetroffene  Familien
tatsächlich  erreicht.

Darüber hinaus fordert der Kinderschutzbund:

einen  leichteren  Zugang  zu  Bildungs-  und
Freizeitangeboten
kostenfreie Mittagessen und Schulmaterialien
stärkere Unterstützung für Alleinerziehende
mehr  Investitionen  in  Kitas,  Schulen  und  soziale
Infrastruktur

Kinder dürften nicht länger vom Wohnort oder der sozialen
Herkunft abhängig sein, wenn es um Chancen und Teilhabe geht.



Langzeitfolgen: Armut raubt Kindern
Zukunftsperspektiven
Hilfsorganisationen betonen immer wieder: Je länger Kinder in
Armut  leben,  desto  schwerwiegender  sind  die  Folgen.  Armut
wirkt sich auf die gesamte Entwicklung aus – auf Gesundheit,
Bildung, Selbstwertgefühl und späteren Berufserfolg.

Kinderarmut  ist  deshalb  nicht  nur  ein  soziales  Problem,
sondern auch eine zentrale Zukunftsfrage für Deutschland.

Kinderarmut  braucht  politische
Priorität und konkrete Maßnahmen
Die  neuen  Zahlen  des  Statistischen  Bundesamtes  zeigen
deutlich:  Armut  nimmt  zu,  und  Kinder  gehören  zu  den
Hauptleidtragenden.  Sowohl  das  Deutsche  Kinderhilfswerk  als
auch  der  Kinderschutzbund  fordern  deshalb  entschlossenes
Handeln von Bund, Ländern und Kommunen.

Investitionen  in  Kinder  sind  Investitionen  in
gesellschaftlichen  Zusammenhalt,  wirtschaftliche  Stabilität
und eine gerechtere Zukunft. Denn jedes Kind, das in Armut
aufwächst, ist eines zu viel.


